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Beiblatt zur rarlamentsk~rrespcndenz 4. März 1957 

Das Problem der getrennten Erfolgs;rechnungder lC:'ankenkassen 
nach Arbeitern und Angestellten 

A n~ rag ehe ä , n t w 0 r tun g 

,Die Abg. Dr. H (') f e n e der und Genossen haben zur Beginn der 

Herbsttagung des Nationalrates an den Sozialminister die Frage gestellt, ob 

er bereit sei, entsp~echend den Vorschriften des ASVG~ bei den Kranken­

kassen die finanziellen Ergebnisse sowie die statistischen Daten getrennt 

nach Arbeitern und Angestellten auswei s en zu lassen. ~ 

Bundesminister für soziale Verwaltung Pro k s c h hat nunmehr in 

längeren Ausführungen zu dieser Anfrage Stellung genommen und erklärt: 

In der vorliegenden Anfrage wird an den Bundesminister f ür soziale 

Verwal tung die Anfrage gestellt, eb er geneigt sei, den berei ts am _'-

1. Jänner 1956 mit dem übrigen Allgemeinen Sozial versichertw gsgesetz in Kraft 

getretenen § 444 Abs.4 tatsächlich durchführen zu lass en und welche Gründe 

für di e bisherige und auffällige Nichtdurchführung massgebend waren . 

In Beantwortung dieser Anfrage beehre ich mic:1., folge ndes mi tzu-

teilen: 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz ordnet im § 444 Abs ~ 4 an, 

dass die Gebietskrankenkassen, die Landwirtschaftskrankenkas~en un d die 

Betriebskra nkenkassen die Erfolgsrechnung und d~3 statistis chen Nachweisungen 

getrennt nach Versicherten, die der Pensionsversicherung der Arbei t er zuge­

hören, und Versicherten, die der Pensionsversicherung der Angest ol l t en zugehören, 

zu erstellen haben. I~ de~ursprünglichen, zur Stellungnahne versende7.en Ent­

wurf des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes war di es e Be8t~mmung noch 

nicht enthal t en .. Sie wurde erst im Zuge der Besprechungen zwi ..,~en Vertrete·rn 

([ar politische~ Parteien unter dem Vursitz des Herrn Bunde skanzl er R als Korr.­

promisslösung in das Gesetz aufgenommen und in dieser For:n ;;c",c'b. vom National-

rat verabsohiedet~ Die Erläuternden Bemerkungen zur Regieru gsvorlage führ en· 

zu di eser Gesetzesstelle aus, dass durch ' diese Massnahme für di e weitere 

Entwicklung des Beitrags- und Leistungsrechtes wertvoll e Unt erlagen bereit­

gestellt werden sollen. 

Das Bundesministerium für soziale Ve~altung war sich von vorn­

herein darüher im klaren, dass die Durchführung 'dieser Anordnung gewissen 

Schwierigkei ten begegnen wird. -:gor allem taucht hiebei die grundätz liGhe Frage ' 

auf, ob sich die Trennung der Erfolgsrechnung und' der statisti schen Nachwei­

sungen l edi gli ch auf die Versichertengruppen der (in 'Bes chäft igc.ng stehenden) 

Arb ei t e r und der (in Beschäftigung stehenden) Angestell ten eI-str ecken, sollte 

oder ob und in welcher Weise auch die übrigen rei den Kra r-kenka" sen ge führten 
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Versishertengruppen (Empfänger von Arbeitsl osengeld und N. tstandshilfe; Bezieher 

ei ner Rente aus der Pe nsionsversicherung u~a . ) auf die bei den oben gena nnt e n 

Ve r s ichert engruppen aufzuteilen wären. Ferher hestand die Frage, ob nicht die 

kra nkenversicherten Kriegshinterbliehenen und die freiwillig Versicherten bei der 

Tr 8nnung der Erfolgsziffern überhaupt ausser a.cht zu lassen wär en. 

Das Bundesmini s t erium für soziale Verwaltung hat mit dem Erlass vom 

15 . November 1955, Zl. II-1 52 . 400- J/55, mnd neuerlich mit dem Erlass vom 

13 , J ä nner 1]56, Zl . II- 2. 66l - 4/ 5E1, den Hauptverba nd aufgefordert, zur Frage der 

Dur chführung des § 444 Abs . 4 ASVG . Stellung zu nehmen. Es hatte in Aussicht 

ge~ommen, die Leistungen , Beiträge und Er sätze fü r - Leistungsaufwendungen ge­

tr€nnt na ch ( in Beschäfti gung stehenden) Arbeitern, ( in Beschäftigung stehenden) 

Ango ot e llten und sonstigen Versi cherten (wie Rentner , Arbeitslose, krankenver­

s i cherte Kri egshinterbl i ebene, freiwillig Ver~icherte) zu erfassen. Für die 

Auf t ei lung der sonsti gen Aufwendungen ( z . B. Verwal tungskosten ) u nd Erträge 

( z "3 .. Ve rmögenserträgnisse ) hatte das Bundesmi niste rium für soziale Verwal tung 

i m I !':.te r es se einer Verwaltungsvereinfachung an eine schlüsselmässige Auf teilung 

~l 0Ee r Rechnungsposten nach der Anzahl der Versi cherten gedacht . Hingegen war 

ei~~ scblüss elmäs sige Auf teilung der auf di e s~nstigen Versicherten entfallenden 

Al<~,-,' '' ndunge n und Erträ ge ni cht in Au s sicht genommen. 

Der Hauptver band hat ers tmals mit dem Bericht vcm 24 . Juli 1956 zur Frage 

dF:. Du r chführung de s § 444 Abs . 4 .ASVG . St e l l ung genommen und im Sinne eines Be­

s chL 1 cse s seine s Prä sidialausschusses ernst zu nehmende Bedenken gegen die vom 

DUnJ I..' Gr.:i nisterium ursprünglich in Aussicht genommene Regelung gel t end gemacht . 

D8r ; "8;upt verb a nd ha t hiezu ausgeführt : 

l1Zwe ck de r dur ch da s Gesetz angeordneten Trennung der Er f olgsrechnung 
l' '!d de :,:, stat i s tischen Nachweisungen na ch Arbeitern und Angestellten ist, eine 
Ü'o- ~ ~L cht übe r die Gebarung in der Krankenve rsicherung bei getrennter Budgetierung 
u r:.d .!'\.~;re chnu ng für Arbeiter u nd Angestellte zu erhalten. Auf die serArt sollen 
Unt-:;:i" l a en für die Feststellung ge sammelt werden, ob die Annahme auf Richt i g-
k c i 7. be ruht ~ das s in de r ge genwärtig gemeinsam für Ar beiter und Angestellte 
aC.lI:_~ür_l; rie rt en Krankenve rsicherung aus den Bei trägen d.er Angestellten die 
Le i. s' lm(~e n für di e Arbeite r mitfinanziert werden und dass di e Errichtung 
s el";"' r -';ändi~a r Ange stellt enkrankenkasse n auf Grund des sich danach ergebenden 
S:'/~~1varhal te s aus wirtschaftlichen Rücksi chten ge r echtfertigt wäre . Nun ist 
es offenkundig, das s bei einer solche n Trennung der Gebarung nicht nur die 
Ei r..nc1:: ::w n und der Aufwand für die in Beschäftigung stehenden Personen berück­
s i chti~t we rdon dürfen, s onde rn die Gesamteinnahmen und die Gesamtausgaben 
f ür alle der Gruppe der Arbeiter und de r Gruppe der. Angestellten zugehörende n 
Pe:r s one n .~.n Bet r acht gezoge n werden müssen. Wenn es beispielsweise zu der 
Errichtung von Angestelltenkr ankenkassen käme , hätten diese s elbstverständlich 
di A Yranke nve rsicherung der Re nt ner, der freiwillig Ve r sicherten, der Arbeits­
lospn , al l enfa.lls auch der Kriegshinterbliel!enen durchzuführen, soweit diese 
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Personengruppen dem Kreise de! Angestell tenzuge%ren. Es 'würde eine Ver­
fälschung des tatsächlichen Sachve~haltes ergeben, wollte man bei dieser 
Trennung nur die aktiv Versichertel1, erfassen. Wird berücksichtigt, dass weder 
die Krankenversicherungsbeiträge der Rentner, noch jene für die Kriegshinter­
bliebenen den Aufwand für ~\~fi~ , Gruppen von Versioherten ,in der Krankenver­
sicherung decken, '9'0 ~:rgibt / schon dQ.raus die zwingende N.twendigkeit, für 
alle Versi chertengruppen die Trennung durchzuführen, wenn die damit verbunde­
nen administrativen Arbeiten auch noch so gross sind. Sl'lllen verlässliche 
Unt erlagen bereitgestellt werden, dann darf man sich nicht nur mit den tat­
sächli chen F~ststellungen ,bei' Trennung nach versicherten Arbeitern und Ange­
st ellten begnügen und mit Näherungswerten qezüglich der übrigen Versicherten 
operieren, s onst körinte~sich ein falschew Bild ergeben, das zu falschen 
Schlussfolge rungen Anlass gibt. Auf d~ese Weise sind .rauchbare Ergebnisse für 
die Beurteilung des duich 'die angezogene Gesetz,esstelle aufgewoxfenen Problems 
jedenfalls nicht zu erzielen. Der Hauptverband ist daher in Ü.ereinstimmung 
mit de r Auffas sung aller Krankenversicherungsträger der Meinung - dies ergibt 
sich auch aus dem Wortlaut des § 444 Abs.4 ASVG. -,' dass nach dieser Gesetzes­
stelle alle Personengruppen unter Berücksichtigung der geferderten Merkmale 
zu erfassen sind." 

,Der Hauptverband hat in s einem Bericht vom 24. ' Juli 195' schliesslich 

noch mit Nachdruck auf den auss~rordentlichen Umfang der zur Durchführung der 

Trenn~ng notwendigen Vorarbeiten hingewiesen, die zusätzlich neben den laufemu 

den administ r ativen Arbeit en bewä ltigt werden müssten. Er hat hiezu f~lgendes 

ausgeführt: 

"Eine der wese,ntlichsten Voraussetzungen für die einwandfreie Durch­
f ührung der Trennung nach § 444 Abs.4 ASVG. ist, dass die ärztlichen Verrechnungs­
st ell en 11er Krankenkassen überhaupt in die Lage versetzt werden, die erforder-

, lichen Vora r beite n zu leist e n. Dazu bedarf es zunächst eines ~undeseinheitlichen 
Kr a nkenscheines, ferner bestimmter Änderungen in der Organisation einzelner 
Verr echnungsstellen und i nsbes ondere der Mitwirkung der Vertragspart-ner, vor 
allem der Ärz te und Apotheker. We nn nämlich die Verrechnungsstellen nicht mit 
e ine r gewiGs en Vorarbeit der Vertragspari.-:ner rechnen können und sie die 
Behandlungsscheine und Rezept e nach Arbeitern und Angestellten auseinanderlegen 
müsst en, ergäbe sich allein daraus schon eine derartig ungeheure administrative 
Meh r a r beit, das s sie nur mit Hilfe eines bedeutend vermehrten Personalstandes, 
wofü r bei den Versicherungsträgern kaum die Räume verhanden sind, durchgeführt 
werd en könnte. Als Beispie l mag der Sachverhalt dienen, der sich bei den Rezepten 
er gib t. Auf Grund der bishe r mit der Österreichischen Apothekerkammer abge­
s chlossene n Ver einbarung l egen die Apotheker die Rezepte schon jetzt nach den 
Ans~ruchsberechtigten, und Zwa~ nach nir~t~ersicherten, Familienangehörigen, 
Rent nern, Kr i egshinterbli ebenen und selbstverständlich auch getrennt nach Kassen. 
No ch vor I nkr afftr et eri des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ha t der 
Haupt ver band' di e Verhandlungen mi t der Österreichischen Apothekerkammer aufge­
nomme n, um zu versuchen, die Apothekers-chaft zur Mitarbeit bei Legung der 
Rez~?t e nach Arbeitern und Angestellten unter Aufrechterhaltung der übrigen 
Trennungsmerkmale zu gewinne n. Di e Apotheker haben sich nur unter der Voraus­
s e t zung bereit erklärt, di ese administrative Mehrarbeit zu übernehmen, wenn 
ihnen hie f ·< .'~· eine Entschädigung in der HGhe von insgesamt 1,7 Millionen 
Schilling im J ahr gewährt wird; Es war nicht möglich, die Österreichische 
Ap otheke r k amme r zu bewegen, von dieser Forderung Abstand zu nehmen. Daher wurden 
di e Verhand.lungen hi erüber vorläufig fallen gelassen, um zunächst festsust ellen, 
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ob di e Legung di e s er Re zept e. dur ch di e Kr a nkenver s i cherungsträ ge r nicht billi­
ge r käme . Auf Grund der wi eder holte n Bes pr e chunge n im Ra hme n de s Hauptver bandes 
habe n di e Kr a nkenkass en schon gewi sse V~rar bei ten und Über prüfunge n durchge­
führ t , um ei n Bild über de n admi nistra tiven Mehraufwand a n Personal und Sach­
einri chtunge n zu gewinne n. Nach de n Schätzungen der Kr a nkenka sse n bedingt di e 
Tr ennung der Er f olgsre cqpung und der s t ati s tische n Nachwe i su nge n nach Arbeiter n 
und Angest ell t en unte r Berü cks i chtigung ei ne r entspre chende n Mi tar beit der 
Vertrags part-ner eine zus ä t zli che Per sonal eins t ellung von i nsge samt 324 Be­
die~steten . Dies be deut et ei nen Ve r waltu ngsmehrauf wand von rund 12, 5 Millionen 
Schilli ng pr o J ahr . Dazu komm t ein ge s chät z t er Mehr bedar f an Ma s chi ne n i n der 
Höhe V0n 3, 7 Mi l lionen Schilling, sodass s ich Bei v or s ichtiger Schä t zung e in 
M~h :,:, e rfor derni s von ü ber 16 Millione n Schilling i m Jahr e r gibt . Kann di e Mi t ­
a r beit der Vertragspartner nicht gesi chert wer den, s o e r höht sich natürli ch 
di es er Mehrat~:'3.wand bedeute nd . " 

Au f ähnl iche Schwier igke ite n u nd f ina nzielle Mehr belastunge n hat 

der Haupt verband bezügli ch der notwendig~n Mitarhei t de r Ärzt eschaft hi nge-

wi es en. J' 

Wegen de r angeführte n Schwi eri gkeite n Wf'.r e s de n pankenkasseri na ch 
... . 

dem Eericht de s Hauptver ba ndes nicht möglich , mit der Tr ennung der Er fol gs-

r e chnu :J.g u nd der s t a tist ische n Nachwei sunge n nach r bei t e rn und. Ange st '1~ lt en 

ab 1 , Jänne r 1956 zu be gi nne n . Der Hauptverband hat t e aber schon in der oben 

bezc' emm St el lungnahme vnm 24 . Jul i 1956 angekündi gt, all e t e chni s chen Vor aus­

set.r:.unge n zu prüfe n und jene Vor ber ei t unge n zu tre f fe n, welche die Dur ch­

f-:'~~ ru'1" de r Tr ennu ng so bal d wie mögli ch zul assen . 

Das Bunde sminister ium für soz i a le Verwal t u ng ha t mi t Ri,;Gb~;i(i~, darauf , 

c'.R.:" S d.ie Besti rr.mung de s § 444 Ahs . 4 ASVG. herei t s seit 1. J ä nner 1956 i n 

r:r(J.fl; s+eht , den Hau pt ver hand L i einem spä t e r en Erl ass neuerdi ngs aufgefor dert , 

den Zeitpunkt nähe r zu pr ä zi sier en, von dem ab na ch Ansi cht de s Haupt verb ande s 

d~_G Kr ar..kenverci cheru ngs träge r i n der Lage ~ ei n wür den, di e Anor dnung des 

§ 4~4 Abs o 4 .. \SVG. auch t a t sächli ch dur chzu führen. Der Hau pt ver band. ha t na ch 

Ei :J.hol ung von St ellungnahmen der Krankenver si cherungst r äge r zuletzt a,m 

70 Fobru~r 1957 fol ge ndes ber i cht et : 

11 1. Di e Kr a nkenkasse n hae en i n i hr en Beri ch t en zunächs t allgemein 
darauf ve r wiese n, welche Füll e von Ve r wal tungsar bei t und wel o:len ausser or dent­
l i cr.9n Kos t e naufwand die Durchführung der Sekti onierung er f ordert . Di e Wiener 
.ebietrL::r ankenkasse , di e an s i ch i n de r vorli egende n Angelegenhe i t gegenüber 
den 2.nd er en Kr ankenversicherungs trägern durch das Restehen ei ner Zwei gs t ell e 
für Anges t el lte i m Vorte i l i s t, gibt an, dass di e Tr e nnung der Er f ol gsr echnung 
nach Ar beit8r n und Angestel lten eine Personalver mehrung um ungefähr 60 Personen 
emd d ~_e Ancchaffung von Mobi l a r u nd Ma.3 chine n im Wert e von 670 . 000 S notwendig 
mach en wür deo Di e Ni eder öste rrei chi s che Geb i e t skr a nkenkasse t eilt mit , das s 
sie ~ur D~rchführung de r Ver waltungsmehr a r beit i m Zu samme nhang mi t d er Sekti oni e­
runß 10 neue Ange st ellte ei ns t el len muss und mit ei ner Erhöhung i hres Per s onal­
au.f'vVa:.::L. s um 3130 000 S r echne t . Bei mehre r en Kr ankenver s i cherungs trägern s t össt 
d:ie Ueuanfnahme vo n Per s ona l auf r äumliche Schwi erigkeiten, so z . B. be i der 
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Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse, die sich ausserstande sieht, i n 
Linz zusä tzliche Kanzleiräume zu beschaffen. De~ Hauptverband bringt dies 
dem Bundesministerium für s oziale Verwal tung nur ,zu dem Zweck zur Ke nntnis,. 
um aufzuz eige n, mit we l ,chen ausserordent"lichen Kosten die Dur..:hführung der 
Sekt i oni erung ve rbunden i st . Um" j eden Zweifel von vornherein aus,zuschal te n, 
möchte der Haupt verb and hereits j etzt f es tstell en, dass nach seiner Auffassung 
der zusätzliche Mehr aufwand für die Durchführung der Sektionierung verrechnungs­
mässi g nu r zu Lasten der . Versichertengruppe der Angestellten verbucht werden 
kann., ' .. 

rr. Die Versicherungsträge r sind seitJahresbeginn mi t der Anlage von 
Versichertenstammkarten beschäf tigt . Dem Bundesministerium für soziale Ver­
wal tung ist bekannt, dass diese Arbeit eine Unza.hl VlDn Übe rstuhden erfordert 
und den Verwaltungsapparat der Versicherungsträger über alle Massen 
beansprucht. Dessenungeachtet haben all e Krakenversicherungsträger weitgehen­
de Vorbereitunge n f ü r die Durchführung der Sektionierung getrcffen. Neben 
umfangr eichen BeTechnunge n wurde auch praktische Vorhereitungsarbeit ge­
lei stE' ~., S0 werden von der Wiener Geb ietskrankenkasse die Bei tragseinnahmeri 
und di e Barleistl1 ngen bereits jetz t nach Arbeitern und Anges tellten getrennt 
erfasst. Einz elne Kranke nver s i cherungsträger haben die geforder ~ ~ Sektionie­
rung buchmä s si g be r eits für das l aufende Jahr versuchsweise dur~hgeführt . . 
Im übri gen stollen alle Ver sicherungs träger übereinstimmend fest , dass die 
praktis cho Durchführung der Sekt ionierung von einer Reihe von Entscheidungen 
abhängt , die n·~'. r bundeseinheitlich für alle Versicherungsträger gemei nsam 
getroffen werden könne n. 

111 . Zu~~chst ist die eindeutige Feststellung durch da s Bundes­
mi nj,s t eri1.:r.:l f ü:.' soz i a le Verwaltung erforderlich, nach '.velche n Gesichts];'<'1.nkten 
die Ve r s i cher tengruppen im einzelnen abzugrenzen sind . 

IV . rB'.:;e~ der Klärung dieser grundsätzlichen Fr age bedürfen f ol gende 
Punkte einer bunde ceinheitlichen Rege lung: 

1 . Auf te i lung der Ar z tkost en . ' 
.Au s den Ber ichte n de r Versicherungs träger ergibt sich, das s die 

Tr ennung di eser Aufwe ndungen im Sinne der Sektionierung die administrativ 
gr css te Be l a s t ung dar::;te ll t . Bei einer Besprechung der Lei ter c,e r ä r z tli che n 
Verre chnLlnr:;s stel l e n wurde die Auflage von bundeseinheitl iche n Behandlunf, s,-, 
Überwei~ung8- und Zahnbehandlungsscheinen als unb edingte V0raussetzung für 
di e c:e tre. r.,':l.troi }~ f as sung d er Ar z tkost en bezeichnet . Der Hauptverb and ha t bereits 
Must er für 801che bUfld eseinheitliche Behandlungs-, Über weisungs- und Zahnbe­
hand.l u!lß 8s chei r_'3 f e r .tigges t ell t . Die sektif'lnsmässige Tr e nnung der Arztkosten 
wird Viei te r o de. c3.u r ch ungemein erschwert, dass di e Honorierung der vertrags­
ärz, tlic>. ~ ::l. 1,(' i s t 1..1rcgen na ch zahl r eiche n Tarifposi tiOnw::l mit verschiedenen 
Tar:i.f si:i:h~ E' n e:r=olgt . Solche Tarifsät z e gelten g;esonderi; für praktische Ärzte, 
Fachir~t e, R5rttgen610gen, Lab6rärzte und Physikoärzte . Di e Tarifsätze kommen ' 
infol -ge Staf'i'o l u ng, Limitierung oder Kürzungen nicht voll zur Auszahlung Q 
Di e ä r z t l ichen Ver rechnungs stellen müssen daher zue rst das den einzelnen Är z ten ' 
zus tf3p.e nd8 'H"'r:cc:' f!. r verrechnen und können e rst dann die Kost enaufteilung na ch 
.tCr aD~<:enk3.sssn u:1d Versichertenkategorie n vornehmen. Di e geltenden ä r ztli chen 
Hrnor ierununpys t ome' l assen die Feststellung der Leistunge n der ärzt l ichen 
Hilfe im einzelne n überhaupt nicht zu . So beträgt z . B. in Ober5sterreich das 
AU8(ß~-sE'fall rar .. 3chale 14 S ( ohne Zuschläge) , welches jedoch bei Fällen übe r 
Taus en au f 3 S (ohne Zuschlä ge) sinkt . Diese Tatsache . erf~~dert, dass -
worauf ins~)e~~ :':'ldere im :Bericht der Landwirtschaftskrankenkasse für Ob8r­
österrei ch l:.ingewiesen wird - die Behandlungskosten für Arb eiter und Angestellte 
nach eü" ~m dc:.rchschnittlichen Fallwert herechnet werden müsse n. Wegegebühr en 
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können überhaupt nicht gesondert aufgegliedert werden, da der Arz t auf einem 
Weg oft ,mehrere Patienten aufsucht . 

2 . Auf teilung der Medikament enkosten. 
Hier ist zunächst eine Abänderung des . ~ezeptformulars notwendig. 

Der Arzt müsste bei Ausstellung eines Rezeptes den auf dem Behandlungsschein 
angebr achten Vermerk in das Rezeptformular üa ernehmen. 

3 . Auf t e ilung der gemeinsamen Einnahmen und Ausgaben. 
Nach § 444 Abs . 4 zweiter Satz ASVG . sind zum Zwecke der Sekt ieni erung 

gemei~same Ei nnahmen und Ausgaben auf Gru nd eines Verschl ages des Hauotver­
bandes , der aer Zustimmung des Bundesministeriums für s ozaile Verwaltung bedarf, 
aufzuteil e n. Zunächs t wäre zu prüfen, welche Ei nnahmen und Ausgaben unter 
diesen Begriff fallen. • •• 

4. Ersätze für Leistungsaufwendungen • 
. Da die Verrechnung der Bauschvergütung durch die Unfallversicherungs­

träger auf Grund der ermitt elten Arbei tsunfähigkeitstage erfolgt , ist eine 
Auf teilung nach Arbeite rn und Angestellten möglich. Eine Auf t e ilung der Ersätze 
nach den §§ 168 und 332 ASVG . kann gleichfalls unschwer vorgenommen werden. • ••• 

5. Auf t ei lung der Beitragseinnahmen für Arbeitslose . 
Die Tr ennung der Beitragseinnahmen für Arbeitslose bereitet besondere 

Schwierigkeite n. Nach Auffassung des Hauptverbandes müssen die Landesarbeits­
ämte r a ngewi ese n werde n, die ausgezahlten Unterstützunge n (Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe) na ch Arbei t e rn und Angestell t en getrennt zu erfassen u nd den 
Kranke nversicherungsträgern die danach berechneten Beiträge bekanntzugeben. 

V. Di e Durchführung der Sektionieru ng ist ohne die Mitwirkung der Vertrags­
ä rzte , der Apotheker und der übrigen Vertragspartne r ni cht denkbar . Aus den 
Berichten der Versicherungsträge r kann e ntnommen werden, dass di e Ber eitwill i g­
keit zu dieser Mitwi r kung keineswegs überall vorhanden ist • •.• 

Im Hinbl ick auf diese Ei ns t ellung der Vertragspartner der Soz i alver­
sicherung , die nicht ohne weiteres bereit sind, di e durch die Sekti onie rung 
entstehende unvermeidliche Verwal tungsarbei t in Kauf zu nehmen, ist es un­
bedingt notwendig , mit den zentralen St ellen, insbesonder e mit der 
Österreichischen Ärztekammer zu einem Einvernehmen zu gelangen. Die Mi t wirkung 
der Österreichischen Ärztekammer ist auch deshalb e rforderlich, weil die Durch­
führung der Sektionie rung eine Änderung der Vordrucke voraussetzt und e ine 
solche Änderung gemäss § 29 Abs . 2 des Gesamtvertrages nur durch eine Verein­
barung zwischen der Österreichischen Ärztekammer und dem Hauptverband vorge­
nomme n werden kann. Vom Ergebnis dieser Vereinbarung hängt es ab, welche 
weite ren organisatorischen Massnahmen di e Versi cherungsträger zu treffen haben. 

VI . Zusammenfassend ist somit festzustelle n, dass die Versicherungsträger 
ungeachtet ihrer verwaltungsmässigen Beanspruchung durch die Anlage der St amm­
karten ~nd du~ch andere vordringliche~ Arbeiten im Zusammenhang mit dem Inkraft­
tre ten des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes Vorb ereitungen für die 
Sekti~nierung - soweit sie nicht übe r ihren Ber eich hinausgehen - weitgehend 
getroffen haben • ••• 

Angesichts der hier angeführt en Hindernisse kann den Versicherungs­
trägern nicht vorgeworfen werden, dass sie zwingende gesetzliche Anor dnungen 
nicht befolgen. Es liegt nicht a n den Versicherungsträgern oder am Hauptverband, 
sondern an der Kompliz i ertheit der Sachlage , wenn der Gesetzesvorschrift des 
§ 444 Abs . 4 ASVG . nicht s ofort, sondern e rst nach gründlicher Vorberei tung 
entsprochen werden kann. • .• 
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7. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 4. März 1957 

Da mit dem Erlass der notwendigen Weisungen durch das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung und dem ABschlus s entsprechender Ver ein­
barungen mit den Vertragspartnern nicht sobald ger echnet we rden und weiters 
mit der Sektionierung nur am Beginn ei nes Kal enderjahres begonnen werden kann, 
kommt nach Auffassung des Hauptverbandes frühestens der 1. Jänner 1958 
als Beginn der getrennten Erfolgsrechnung und der get r ennten statistischen 
Nachweisungen in Betracht . Der Hauptve rband gl aubt den Nachweis geführt zu 
haben, dass im vorli ege nden Fall di e Voraussetzungen für eine gesetzliche 
Änderung des Wirksamkeitsbeginnes des § 444 Abs. 4 ASVG . zumindestens· in 
demselben Ausrnass vorhanden sind, wie dies anlässlich der Novellierung des 
§ 33 des 1 . Sozi alversicherungs-Neuregelungsgesetzes durch die Novel le vom 
30. Juni 1954 de= Fall war; der Hauptverband wiederhol t daher s e in Ersuche n, 
im Zuge einer Novellierung des Allgemeine n Sozialversicherungsgesetze s e ine 
ähnliche Regelung wie im Art. I Z. 4 der Novelle zum 1. Sozial versicherungs.­
Neuregelungsgesetz vom 30. Juni 1954, BGBl.Nr.16b/1954, zu treffen. Dieser 
Vorgang dürfte gegenüber der Fixierung eines Termines deshalb vorzuzi ehe n 
sein, weil es ungewiss ist ; ob und wann es ' zu eine r Einigung mit den Ver~ 
tragspartnern kommt , deren Mitarbeit, wie oben dar gestell t wurde , bei einigen 
Massnahmen der Sektioni e rung unerlässli ch ist. Sollten die Vert r agspartne r 
eine Mitarbeit abl ehnen und di e von diesen zu verrichtenden Arbeiten durch 
di e Krankenkassen durchzuführen sein , so bedeute t dies ei ne weite re empfind­
liche Erhöhung des Sach- und Personalaufwandes. 

Für den Fall, dass die Fi x i erung eines Zei tpunktes, mit dem die 
Sektionierung in Kraft tre t en soll , in de r Novell e unve rm eidlich s ein sol lte , 
käme frühestens der 1. Jänne r 1958 in Frage . " 

Im Hinbl i ck auf die Schwier igke iten , die sich i m Zusamme nhang mit 

der Durchführung der Sektionierung der Krankenkassen e r gebe n, hat da s Bunde s­

ministerium fü r soziale Verwaltung in s einem mittlerweile a n den Hauptve r band 

der österreichischen Sozi alve r sicherungs träge r zur St ellungnahme ver sendeten 

Entwurf der Weisungen für die Rechnungslegung im Sinne des § 444 Abs . 5 ASVG. 

die Regelung der getrennten Erstellung der Er folgsrechnung und der stati s t i­

schen Nachweisungen der Krankenversicherungsträger nach Arbeitern und Ange-· 

stell ten einstweilen zurückgestell t und die Hinausgabe di e sbe zügliche ]~ Wei ·­

sungen einer spä t eren Ergänzung vorbehalten. Das Bundesministerium für 

soziale Ve~valtung kann sich im übrigen den Überl egungen, die der Hauptverband 

in dem oben wiedergegebenen Bericht vom 7. Februar 19 57 bezüglich der gr ossen 

Schwierigkeiten be i der Durchführung des § 444 Abs . 4 ASVG . zum Aus druck ga··· 

bracht hat , nicht verschli essen. Es teilt di e Auffas sung des Hauptve rb andes , dass 

eine Novellie rung dieser Bestimmung notwendig wär e . Durch die Novellierung soJ}.­

~ten nach Meinung des ' Bundesministeriums fü r soziale Ve rwaltung zur Kl ä~ung de r 

oben aufgezeigten Fr agen nähere Vorschriften darüber in da s Geset z aufgenommen 

werden, in welcher Form di e get r ennt e Erstellung der Erfol cs r echnung vorzuneh­

men ist, wenn n~ cht die Bestimmung des § 444 Abs.4 ASVG . ü: erhaupt aufgeh0ben 

wird. Jedenfal ls ist es bei der gegebenen Sachlage unumgänglich notwendig , den 

Wirksamkei tsbeginn des § 444 Abs . 4 ASVG . auf einen späteren Zeitpunkt zu 

verschi eben. -.-.- ., -",-.-
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